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Schriitlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Einführung des deutschen Rechts auf 
dem Gebiete der Steuern, Zölle und Finanzmonopole im Saar- 
land 

— Drucksache 1007 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Becker (Mönchen-Gladbach) 


Der Entwurf eines Gesetzes über die Einführung 
des deutschen Rechts auf dem Gebiete der Steuern, 
Zölle und Finanzmonopole im Saarland — Druck- 
sache 1007 — wurde in der 69. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 22. April 1959 an den Aus- 
schuß für Finanzen federführend sowie an den Wirt- 
schaftsausschuß und Außenhandelsausschuß mitbe- 
ratend überwiesen. 

Der Ausschuß hat den Entwurf in seiner Sitzung 
am 27. Mai 1959 beraten. Die mitberatenden Aus- 
schüsse haben den Beschlüssen des Finanzaus- 
schusses zugestimmt. 

Dem Ausschuß lagen Änderungsanträge des Saar- 
landes vor, zu denen der Bundesrat es in einer 
Entschließung für notwendig erklärt hatte, daß 
diese Anträge im weiteren Gang des Gesetzge- 
bungsverfahrens sorgfältig geprüft, berechtigte Be- 
lange der saarländischen Wirtschaft berücksichtigt 
und daß insbesondere ungerechte Benachteiligungen 
von Betriebsstätten nichtsaarländischer Unterneh- 
men vermieden werden. Der Bundesrat stellt weiter 
fest, daß die Vertreter der Bundesregierung seine 
Auffassung teilen. 

Der Ausschuß faßte verschiedene Beschlüsse, die 
von dem Entwurf des Gesetzes abweichen: 

1. § 7 wird dahingehend ergänzt, daß die Rechts- 
verordnung über den Verkehr mit Kontingents- 
waren im Benehmen mit der Regierung des 
Saarlandes zu erlassen ist. 

2. In den §§ 13, 14 und 16 werden redaktionelle 
Änderungen vorgenommen, die sich aus der 
inzwischen eingetretenen Änderung des Fran- 
kenkurses ergeben. 


3. § 39 Abs. 1 soll ergänzt werden, da die nach 
diesem Paragraphen zu zahlenden Preisvergü- 
tungen für Zündwaren keine Steuervergütungen 
sind. Es ist deshalb erforderlich, das Rechts- 
mittelverfahren gegen die Vergütungsbescheide 
im Gesetz ausdrücklich zu regeln. Das geschieht 
zweckmäßigerweise dadurch, daß § 235 Nr. 5 
der Reichsabgabenordnung, der die Rechtsmit- 
tel gegen Erstattungs- und Vergütungsbe- 
scheide des Steuerrechts zum Gegenstand hat, 
für entsprechend anwendbar erklärt wird. 

4. Durch eine Ergänzung der neu in § 3 EStG an- 
zufügenden Ziffer 53 soll sichergestellt werden, 
daß die Zinsen auch aus solchen Anleihestücken 
steuerfrei sind, die bis zum Ablauf der Über- 
gangszeit von der Emittentin noch nicht ver- 
äußert werden konnten. 

5. § 55 wird um einen Absatz 2 ergänzt, um Ver- 
luste aus der Inanspruchnahme der Investitions- 
prämie auch bei Nichtbuchungspflichtigen ab- 
zugsfähig zu machen. 

6. In § 60 wird Absatz 6 gestrichen. Diese Bestim- 
mung wurde vom Ausschuß als zu perfektioni- 
stisch angesehen. Außerdem war man der Auf- 
fassung, daß sie möglicherweise wegen der vor- 
zeitigen Beendigung der Übergangszeit nicht 
zur Anwendung kommen wird. 

7. § 64 erhält die Nr. 65. Die von der Bundesregie- 
rung vorgeschlagene ertragsteuerliche Präfe- 
renz von 10 und 15 vom Hundert wurden nach 
eingehender Diskussion vom Ausschuß ange- 
nommen. 
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8. Hinzugefügt wurden auf Wunsch des Saarlan- 
des die §§ 65a, 65b, 65c, durch die die im Saar- 
land gelegenen Betriebsstätten ebenfalls in den 
Genuß der ertragsteuerlichen Präferenzen kom- 
men. 

9. Da die ertragsteuerlichen Präferenzen nach den 
§§ 65a bis 65c auch Körperschaften, die Be- 
triebsstätten im Saarland unterhalten, zugute 
kommen sollen, muß § 74 ergänzt werden. 

10. Mit der vorgeschlagenen Neufassung des § 81 
wird in Absatz 1 der Inhalt des Regierungsent- 
wurfs, lediglich unter Vornahme redaktioneller 
Änderungen, übernommen. 

In Absatz 2 wird für den Fall der Umwand- 
lung einer Kapitalgesellschaft auf den Zeit- 
punkt der Eingliederung der Umwandlungsge- 
winn erster Stufe insoweit von der Besteue- 
rung freigestellt, als die umgewandelte Kapital- 
gesellschaft bei ihrer Weiterführung über den 
Eingliederungstag hinaus nach den Vorschriften 
des D-Markbilanzgesetzes für das Saarland ihr 
Betriebsvermögen gegenüber einem umgerech- 
neten Wert, mit dem es in der Franken-Schluß- 


bilanz ausgewiesen ist, hätte steuerfrei auf- 
stocken können. Diese Übertragung der Mög- 
lichkeit einer steuerfreien Aufstockung der Ka- 
pitalgesellschaft auf die übernehmende Perso- 
nengesellschaft soll durch § 81 Abs. 2 Satz 2 
der Neufassung auch für die Gesellschafter der 
übernehmenden Personengesellschaften gelten, 
die am Eingliederungstag im übrigen Bundes- 
gebiet steuerpflichtig sind. 

11. § 84a: Das Saarland hatte vorgeschlagen, die 
Beförderungsteuer im Saarland zu ermäßigen. 
Der Finanzausschuß hat sich diesem Vorschlag 
nicht anschließen können. Er hat in dem Zu- 
sammenhang beschlossen, die Beförderungsteu- 
erpräferenzen an der Grenze zwischen der Pfalz 
und dem Saarland am 1. Januar 1960 abzuschaf- 
fen; § 11 Abs. 2 Nr. 3 des Beförderungsteuer- 
gesetzes von 1955 wird entsprechend geändert. 

12. § 94 erhält eine redaktionelle Änderung in be- 
zug auf die Währung der Steuerzahlung. 

13. Die §§ 97 und 99 Abs. 2 entfallen auf Wunsch 
des Saarlandes. 


Bonn, den 5. Juni 1959 

Dr. Becker (Mönchen-Gladbach) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1007 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen, im übrigen unverändert nach 
der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 5. Juni 1959 


Der Finanz aussdiuß 


Dr. Becker (Mönchen-Gladbach) 

Berichterstatter 


Neuburger 

Vorsitzender 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Einführung des deutschen Rechts auf dem 
Gebiete der Steuern, Zölle und Finanzmonopole im Saarland 

— Drucksache 1007 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 

§ 7 

Kontingentswaren 

(1) Waren, die im Rahmen der in Artikel 63 des 
Saarvertrages vorgesehenen zolltariflichen Kontin- 
gente auf Grund Artikel 63 Abs. 2 des Saarvertra- 
ges in das Saarland eingeführt werden und zum 
Verbleib im Saarland bestimmt sind (Kontingents- 
waren), werden unter Zollfreischreibung zum freien 
Verkehr abgefertigt. Das Nähere bestimmt der Bun- 
desminister der Finanzen durch Rechtsverordnung. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung anordnen, daß die folgenden 
Kontingentswaren zur Überwachung ihres Verbleibs 
im Saarland zum Zollsicherungsverkehr abgefertigt 
werden: 

1. Kontingentswaren, deren Verbleib im Saar- 
land mit Rücksicht auf zwischenstaatliche 
Verpflichtungen sichergestellt werden muß; 

2. die in der Anlage 21 zum Saarvertrag ge- 
nannten Kontingentswaren; 

3. Kontingentswaren, deren bestimmungs- 
widrige Verbringung aus dem Saarland in 
den übrigen Geltungsbereich dieses Geset- 
zes die dort ansässigen Erzeuger, Verarbei- 
ter oder Händler gleichartiger oder unmit- 
telbar konkurrierender Waren ernsthaft 
schädigt oder zu schädigen droht. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen 
Rechtsverordnungen bedürfen nicht der Zustimmung 
des Bundesrates. 

(4) Die zur Abfertigung der Kontingentswaren be- 
fugten Zollstellen werden durch Verwaltungsvor- 
sdirift bestimmt. 

§ 13 

Freisteuerzeidien 

(1) Die Inhaber der im Saarland gelegenen Her- 
stellungsbetriebe für Zigaretten, für Zigarren und 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

§ 7 

Kontingentswaren 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister der Finanzen kann im 
Benehmen mit der Regierung des Saarlandes durch 
Rechtsverordnung anordnen, daß die folgenden 
Kontingentswaren zur Überwachung ihres Verbleibs 
im Saarland zum Zollsicherungsverkehr abgefertigt 
werden; 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 


(3) unverändert 

(4) unverändert 


§ 13 

Freisteuerzeichen 

(1) Die Inhaber der im Saarland gelegenen Her- 
stellungsbetriebe für Zigaretten, für Zigarren und 
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Entwurf 

für Rauchtabak erhalten auf Antrag unentgeltlich 
besonders gekennzeichnete Steuerzeichen (Frei- 
steuerzeichen) im Wert von einem Sechstel des 
Wertes, den ihr Umsatz an diesen Erzeugnissen 
durch Lieferungen an die saarländische Tabak- und 
Zündwarenregie und an das französische Tabak- 
monopol im Kalenderjahr 1957 oder im Kalender- 
jahr 1958 hatte. Wenn der Betriebsinhaber nicht 
etwas anderes beantragt, ist der Wertberechnung 
das Kalenderjahr 1958 zugrunde zu legen. 

(2) Der Wert der Freisteuerzeichen richtet sich 
für die Anrechnung auf das Wertkontingent bei 
Zigarren nach der Steuerklasse A 5, bei Zigaretten 
nach der Steuerklasse B 2, bei Feinschnitt nach der 
Steuerklasse C 2, bei Kau-Feinschnitt nach der 
Steuerklasse C 5, bei Pfeifentabak nach der Steuer- 
klasse D 6 und bei Strangtabak nach der Steuer- 
klasse D 3 des § 3 Abs. 1 des Tabaksteuergesetzes, 

(3) Die Betriebsinhaber sind berechtigt, die In- 
halts- und Preisangaben der Freisteuerzeichen zu 
bestimmen. Die Vorschriften des Tabaksteuergeset- 
zes und der Durchführungsbestimmungen zum 
Tabaksteuergesetz über die Kleinverkaufspreise, die 
Größe und die Bezeichnung der Packungen und die 
Höchstgrenzen des Stückgewichts gelten für die mit 
Freisteuerzeichen versehenen Erzeugnisse nicht. 
Soweit sie zu Kleinverkaufspreisen, die in § 3 des 
Tabaksteuergesetzes nicht vorgesehen sind, oder in 
tabaksteuerrechtlich nicht zugelassenen Packungen 
abgegeben werden oder soweit die Stückgewichte 
der Erzeugnisse den tabaksteuerrechtlich vorge- 
sehenen Höchstgrenzen nicht entsprechen, dürfen sie 
im Kleinhandel nur im Saarland abgesetzt werden; 
werden solche Erzeugnisse im Handel des übrigen 
Bundesgebietes angetroffen, so unterliegen sie der 
Sicherstellung nach § 200 der Reichsabgabenordnung. 

(4) Die Hersteller dürfen die Freisteuerzeichen 
nur innerhalb eines Jahres nach dem Ablauf der 
Übergangszeit zum Versteuern von Zigaretten, 
Zigarren und Rauchtabak verwenden. Verzichten sie 
auf die Freisteuerzeichen oder geben sie Freisteuer- 
zeichen innerhalb dieser Frist zurück, so erhalten 
sie eine Vergütung. Die Höhe der Vergütung und 
die Höhe einer Erstattung der Tabaksteuer für mit 
Freisteuerzeichen versehene Packungen (§ 79 des 
Tabaksteuergesetzes) richten sich nach den nach Ab- 
satz 2 maßgebenden Steuerwerten. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch- 
tigt, zur Durchführung der Absätze 1 bis 4 durch 
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes- 
rates die Form, den Bezug und die Verwendung 
der Freisteuerzeichen zu regeln. 

§ 14 

Befreiung von der Rohtabaksteuer 

Die Inhaber der im Saarland gelegenen Herstel- 
lungsbetriebe für Kautabak sind von der Rohtabak- 
steuer (§ 76a des Tabaksteuergesetzes) bis zu einem 
Steuerbetrage befreit, der dem Wert eines Sechstels 
des Umsatzes entspricht, den sie im Kalenderjahr 
1957 oder im Kalenderjahr 1958 durch Lieferungen 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

für Rauchtabak erhalten auf Antrag unentgeltlich 
besonders gekennzeichnete Steuerzeichen {Frei- 
steuerzeichen) im Wert von 19,5 vom Hundert des 
Wertes, den ihr Umsatz an diesen Erzeugnissen 
durch Lieferungen an die saarländische Tabak- und 
Zündwarenregie und an das französische Tabak- 
monopol im Kalenderjahr 1957 oder im Kalender- 
jahr 1958 hatte. Wenn der Betriebsinhaber nicht 
etwas anderes beantragt, ist der Wertberechnung 
das Kalenderjahr 1958 zugrunde zu legen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 14 

Befreiung von der Rohtabaksteuer 

Die Inhaber der im Saarland gelegenen Herstel- 
lungsbetriebe für Kautabak sind von der Rohtabak- 
steuer (§ 76a des Tabaksteuergesetzes) bis zu einem 
Steuerbetrage befreit, der dem Wert von 19,5 vom 
Hundert des Umsatzes entspricht, den sie im Ka- 
lenderjahr 1957 oder im Kalenderjahr 1958 durch 
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von Kautabak an die saarländische Tabak- und 
Zündwarenregie hatten. Wenn der Betriebsinhaber 
nicht etwas anderes beantragt, ist der Wertberech- 
nung das Kalenderjahr 1958 zugrunde zu legen. Die 
Hersteller können innerhalb eines Jahres nach dem 
Ablauf der Übergangszeit auf die Steuerbefreiung 
verzichten und die Auszahlung eines ihrem Wert 
entsprechenden Betrages beantragen. 


§ 16 

Umstellungsbeihilfe 

(1) Die Inhaber der im Saarland gelegenen Her- 
stellungsbetriebe für Zigaretten, für Zigarren, für 
Rauchtabak und für Kautabak, die diese Erzeug- 
nisse im Kalenderjahr 1958 für die saarländische 
Tabak- und Zündwarenregie hergestellt haben, er- 
halten wegen der Auflösung der Regie auf Antrag 
eine Umstellungsbeihilfe. Der Antrag kann inner- 
halb eines Jahres nach dem Ablauf der Übergangs- 
zeit gestellt werden. Voraussetzung für die Umstel- 
lungsbeihilfe ist, daß 

1. der Herstellungsbetrieb, mindestens jedoch 
die für seine technische Fortführung wesent- 
liche Einrichtung, und außerdem die für 
seine wirtschaftliche Fortführung wesent- 
lichen immateriellen Werte an Personen 
veräußert werden, die mit Personen, für 
deren Rechnung der Betrieb ganz oder teil- 
weise geführt worden ist, weder verheira- 
tet noch in auf- oder absteigender Linie 
verwandt oder verschwägert sind, oder 

2. ein Zustand geschaffen worden ist, der eine 
Fortführung des Herstellungsbetriebes und 
eine Wiederaufnahme der Herstellung der 
Erzeugnisse dieses Betriebes unmöglich 
macht. 

(2) Die Umstellungsbeihilfe wird nicht gewährt, 
wenn der Betrieb ganz oder teilweise für Rechnung 
einer Person geführt wird, für deren Rechnung ganz 
oder teilweise ein Herstellungsbetrieb für Tabak- 
erzeugnisse im übrigen Bundesgebiet geführt wird. 

(3) Die Umstellungsbeihilfe ist nach näherer Be- 
stimmung (Absatz 6) zurückzuzahlen, wenn sich eine 
Person, für deren Rechnung der Betrieb ganz oder 
teilweise geführt worden ist, innerhalb von zwei 
Jahren nach Auszahlung der Umstellungsbeihilfe an 
einem Unternehmen beteiligt, das den Betrieb fort- 
führt oder die Herstellung der Erzeugnisse (Sorten 
und Marken) des Betriebs übernommen hat. 

(4) Werden die Herstellungsbetriebe, an deren 
Inhaber eine Beihilfe gezahlt ist, für Rechnung ande- 
rer Personen weitergeführt, so erhalten die Her- 
steller für die in diesen Betrieben hergestellten Er- 
zeugnisse keine Steuererleichterung nach den 
§§ 81 bis 88 des Tabaksteuergesetzes. Ebenso erhal- 
ten die Hersteller keine Steuererleichterung, deren 
Herstellungsbetriebe überwiegend auf der wirt- 
schaftlichen Grundlage von Betrieben beruhen, 
deren Inhaber Umstellungsbeihilfen erhalten haben. 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Lieferungen von Kautabak an die saarländische Ta- 
bak- und Zündwarenregie hatten. Wenn der Be- 
triebsinhaber nicht etwas anderes beantragt, ist der 
Wertberechnung das Kalenderjahr 1958 zugrunde 
zu legen. Die Hersteller können innerhalb eines 
Jahres nach dem Ablauf der Übergangszeit auf die 
Steuerbefreiung verzichten und die Auszahlung 
eines ihrem Wert entsprechenden Betrages beantra- 
gen. 

§ 16 

Umstellungsbeihilfe 

(i) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Entwurf 

(5) Die Höhe der Umstellungsbeihilfe beträgt in 
Vomhundertsätzen des nach den §§ 13 und 14 maß- 
gebenden Umsatzwertes 

vom Hundert vom Umsatzwert 

30 bis 500 000 DM 

20 über 500 000 DM bis 1 Million DM 

15 über 1 Million DM bis 3 Millionen DM 

10 über 3 Millionen DM bis 5 Millionen DM 
5 über 5 Millionen DM. 

(6) Der Bundesminister der Finanzen ist ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die Zurückzahlung der Umstellungs- 
beihilfe nach Absatz 3 zu begrenzen und das Ver- 
fahren zu regeln. 

§ 39 

Preisvergütungen 

(1) Für Zündwaren, die sich beim Ablauf der 
Übergangszeit im Handel befinden, werden aus Mit- 
teln der Deutschen Zündwaren-Monopolgesellschaft 
zu Lasten des Gewinnanteils des Bundes Preisver- 
gütungen gezahlt, die so zu bemessen sind, daß dem 
Handel bei einem Kleinverkaufspreis von 5 Deutsche 
Pfennig je Schachtel (§ 1 der Verordnung über die 
Festsetzung von Preisen für Zündwaren vom 
23. März 1956 — Bundes an zei ge r Nr. 63 S. 1 vom 
29. März 1956) die bisherigen Gewinnspannen ge- 
währleistet werden. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates das Vergütungsverfahren zu regeln; er 
kann dabei Ausschlußfristen für die Antragstellung 
und die Anmeldung der Bestände festsetzen und die 
Vergütung von einem Mindestbestand abhängig 
machen. 

§42 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
23. September 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 672) — 
Einkommensteuergesetz — wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In § 3 wird die folgende Ziffer 53 angefügt: 

„53. Zinsen aus Pfandbriefen und Kommunal- 
obligationen, die von der Landesbank und 
Girozentrale Saar vor dem Ablauf der Über- 
gangszeit ausgegeben worden sind." 

2. In § 3a Abs. 1 Ziff. 3 vorletzter Satz werden die 
Worte „in Berlin (West) nach dem 24. Juni 1948" 
durch die Worte „im Saarland nach dem 19, No- 
vember 1947 und in Berlin (West) nach dem 
24. Juni 1948" ersetzt. 

3. In § 43 wird der folgende Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Vorschriften des Absatzes 1 Ziff. 3 
bis 5 und des Absatzes 2 gelten nicht für Zinsen 
aus Anleihen, die im Saarland ausgegeben 
worden sind." 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

(5) Die Höhe der Umstellungsbeihilfe beträgt in 
Vomhundertsätzen des nach den §§ 13 und 14 maß- 
gebenden Umsatzwertes 

vom Hundert vom Umsatzwert 

35,3 bis 500 000 DM 

23.5 über 500 000 DM bis 1 Million DM 

17.6 über 1 Million DM bis 3 Millionen DM 

11.7 über 3 Millionen DM bis 5 Millionen DM 
5,8 über 5 Millionen DM. 

(6) unverändert 


§ 39 

Preisvergütungen 

(1) Für Zündwaren, die sich beim Ablauf der 
Übergangszeit im Handel befinden, werden aus Mit- 
teln der Deutschen Zündwaren-Monopolgesellschaft 
zu Lasten des Gewinnanteils des Bundes Preisver- 
gütungen gezahlt, die so zu bemessen sind, daß dem 
Handel bei einem Kleinverkaufspreis von 5 Deutsche 
Pfennig je Schachtel (§ 1 der Verordnung über die 
Festsetzung von Preisen für Zündwaren vom 
23. März 1956 - — Bundesanzeiger Nr. 63 S. 1 vom 
29. März 1956) die bisherigen Gewinnspannen ge- 
währleistet werden. § 235 Nr. 5 der Reichsabgaben- 
ordnung findet entsprechende Anwendung. 

(2) unverändert 


§ 42 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung vom 
23. September 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 672) — 
Einkommensteuergesetz — wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In § 3 wird die folgende Ziffer 53 angefügt: 

„53. Zinsen aus Pfandbriefen und Kommunal- 
obligationen, die von der Landesbank und 
Girozentrale Saar vor dem Ablauf der Über- 
gangszeit ausgegeben worden sind. § 3a 

Abs. 2 gilt entsprechend." 

2. unverändert 


3. unverändert 
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§43 

Personenkreis 

(1) Auf natürliche Personen, die bei Ablauf der 
Übergangszeit 

1. ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Saarland haben oder 

2. weder einen Wohnsitz noch ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Saarland haben, 
aber mit Einkünften im Sinne des § 49 
des Einkommensteuergesetzes, die sie aus- 
schließlich aus diesem Gebiet bezogen 
haben, der beschränkten Einkommen- 
steuerpflicht unterliegen, 

ist das im übrigen Bundesgebiet geltende Einkom- 
mensteuerrecht nach Maßgabe der §§ 44 bis 65 an- 
zuwenden. 

(2) Natürliche Personen im Sinn des Absatzes 1 
Ziff. 1, die bis zirni 31. Dezember 1960 ihren Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im übrigen 
Bundesgebiet oder in Berlin (West) nehmen,, werden 
für den Veranlagungszeitraum 1959/60 (§ 44 Abs. 1 
Satz 1) noch im Saarland nach Absatz 1 zur Ein- 
kommensteuer veranlagt. 

(3) Natürliche Personen, die bei Ablauf der Über- 
gangszeit ihren Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im übrigen Bundesgebiet oder in Berlin 
(West) haben und bis zum 31. Dezember 1960 ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Saar- 
land nehmen, werden für die Veranlagungszeit- 
räume 1959 und 1960 noch im übrigen Bundesgebiet 
oder in Berlin (West) nach den für diese Gebiete 
geltenden Vorschriften zur Einkommensteuer ver- 
anlagt. 

§ 55 

Verlustabzug 

Die Vorschriften des § lOd des Einkommensteuer- 
gesetzes sind vorbehaltlich des § 50 Abs. 5 des 
D-Markbilanzgesetzes für das Saarland mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß nur Verluste aus Ver- 
anlagungszeiträumen berücksichtigt werden, die 
nach dem Ablauf der Übergangszeit beginnen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 
§ 43 

Personenkreis 

(1) Auf natürliche Personen, die bei Ablauf der 
Übergangszeit 

1. ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Saarland haben oder 

2. weder einen Wohnsitz noch ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt im Saarland haben, 
aber mit Einkünften im Sinne des § 49 
des Einkommensteuergesetzes, die sie aus- 
schließlich aus diesem Gebiet bezogen 
haben, der beschränkten Einkommen- 
steuerpflicht unterliegen, 

ist das im übrigen Bundesgebiet geltende Einkom- 
mensteuerrecht nach Maßgabe der §§ 44 bis 64 an- 
zuwenden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 55 

Verlustabzug 

(1) Die Vorschriften des § lOd des Einkommen- 
steuergesetzes sind vorbehaltlich des § 50 Abs. 5 
des D-Markbilanzgesetzes für das Saarland mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß nur Verluste aus Ver- 
anlagungszeiträumen berücksichtigt werden, die 
nach dem Ablauf der Übergangszeit beginnen. 

(2) Steuerpflichtige, auf die die Vorschriften des 
D-Markbilanzgesetzes für das Saarland keine An- 
wendung finden, können die noch nicht ausgegli- 
chenen und noch nicht abgezogenen Verluste aus 
Veranlagungszei träumen, die vor dem Eingliede- 
rungstag geendet haben, innerhalb des durch § lOd 
des Einkommensteuergesetzes gegebenen zeitlichen 
Rahmens insoweit als Sonderausgaben abziehen, als 
sie durch die Inanspruchnahme des Teils I des Ge- 
setzes über steuerliche Maßnahmen im Saarland 
(StMG) vom 12. Juni 1957 (Amtsblatt des Saarlan- 
des S. 905) entstanden sind. Für die Umrechnung 
der Verluste in Deutsche Mark gilt § 1 Abs. 3 ent- 
sprechend. Im Fall des § 4 Abs. 3 des Einkommen- 
steuergesetzes ist Voraussetzung für die Anwen- 
dung der Sätze 1 und 2, daß der Steuerpflichtige für 
die Bemessung der Absetzung für Abnutzung von 


7 



Drucksache 1168 


D eutscher Bund estag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 


§ 60 

Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer) 

(1) Erster Erhebungszeitraum für die Lohnsteuer 
ist die Zeit vom Eingliederungstag bis zum 31. De- 
zember 1960 (Erhebungszeitraum 1959/60). Die Lohn- 
steuer für den Erhebungsizeitraum 1959/60 bemißt 
sich nach dem Arbeitslohn, den der Arbeitnehmer in 
diesem Erhebungszeitraum bezogen hat zuzüglich des 
Arbeitslohns, der als in diesem Erhebungszeitraum 
bezogen gilt (Absatz 4). Die Lohnsteuertabelle für 
diesen Erhebungszeitraum ist auf der Grundlage der 
in § 57 bezeichneten Einkommensteuertabelle unter 
Bildung von Steuerklassen vom Bundesminiister der 
Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates aufzustellen. 

(2) Die Gemeindebehörden haben für den Er- 
hebungszeitraum 1959/60 Lohnsteuerkarten auszu- 
schreiben. § 38 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
gilt mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Kalender- 
jahrs der Erhebungszeitraum 1959/60 tritt. Für die 
Anwendung des § 39 Abs. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes sowie des § 7 Abs. 10 und des § 18a Abs. 1 
der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung im Er- 
hebungszeitraum 1959/60 tritt an die Stelle des Be- 
ginns des Kalenderjahrs der Eingliederungstag. 

(3) In den Fällen des § 40 des Einkommensteuer- 
gesetzes ist im Erhebungszeitraum 1959/60 von den 
nach Maßgabe des § 45 dieses Gesetzes umgerech- 
neten Jahresbeträgen auszugehen. Auf der Lohn- 
steuerkarte ist als steuerfreier Jahresbetrag (§ 27 
Abs. 1 der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung) die 
Summe der im Erhebungszeitraum 1959/60 insgesamt 
zu berücksichtigenden Beträge zu vermerken. 

(4) Fällt der Eingliederungstag nicht auf den Tag, 
an dem der für den Arbeitnehmer übliche Lohn- 
zahlungszeitraum beginnt, so gilt als erster Lohn- 
zahlungszeitraum die Zeit vom Eingliederungstag 
bis zum Ende des üblichen Lohnzahlungszeitraums; 
Arbeitslohn, der auf diese Zeit entfällt, gilt als in 
dieser Zeit bezogen. Der Arbeitgeber hat die Lohn- 
steuer von diesem Arbeitslohn in entsprechender An- 
wendung der Vorschriften des § 32 Abs. 3 der Lohn- 
steuer-Durchführungsverordnung zu berechnen; ein- 
behaltene Steuerabzugsbeträge in Franken, die auf 
diesen Arbeitslohn entfallen, werden auf die nach 
diesem Gesetz einzubehaltenden Steuerabzugs- 
beträge angerechnet. Für die Umrechnung der 
Frankenbeträge gilt § 1 Abs. 3 entsprechend. 

(5) Für den Erhebungszeitraum 1959/60 wird ein 
Lohnsteuer-Jahresausgleich nach Maßgabe der Vor- 
schriften des § 42 des Einkommensteuergesetzes 
durchgeführt, wenn die im Laufe dieses Erhebungs- 
zeitraums einbehaltene Lohnsteuer die Lohnsteuer, 
die auf den in diesem Erhebungszeitraum bezogenen 
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Wirtschaftsgütern, die bis zum Ablauf der Über- 
gangszeit angeschafft oder hergestellt worden sind, 
nur die bei Anwendung des § 51 Abs. 2 Ziff. 2 
und 3 in Betracht kommenden Werte zugrunde 
legt. 

§ 60 

Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnsteuer) 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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Arbeitslohn nach der in Absatz 1 Satz 3 bezeichneten 
Lohn-Steuertabelle entfällt, übersteigt. 

(6) Liegt der Eingliederangstag nach dem 14. No- 
vember 1959, so gilt § 3 Ziii. 17 des Einkommen- 
steuergesetzes nicht für Weihnachtszuwendungen 
(Neujahrszuwendungen) in der Zeit vom 15. Novem- 
ber 1959 bis zum 15. Januar 1960 an Arbeitnehmer, 
die in der Zeit bis zum Eingliederungstag bereits 
eine Weihnachtszuwendung (Neujahrszuwendung) 
erhalten haben. 

§ 64 

Ermäßigung der veranlagten Einkommensteuer 
und der Lohnsteuer 

(1) Bei unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen 
Personen, die vom Ablauf der Übergangszeit bis zum 
30. Juni 1960 ununterbrodien im Saarland ihren 
ausschließlichen Wohnsitz gehabt haben, ermäßigt 
sich die veranlagte Einkommensteuer für den Ver- 
anlagungszeitraum 1959/60 um 15 vom Hundert. Die 
veranlagte Einkommensteuer ermäßigt sich für den 
Veranlagungszeitraum 1961 um 10 vom Hundert, 
wenn der Steuerpflichtige vom Ablauf der Über- 
gangszeit bis zum 30. Juni 1961 ununterbrochen im 
Saarland seinen ausschließlichen Wohnsitz gehabt 
hat. Stirbt der Steuerpflichtige im Veranlagungs Zeit- 
raum vor dem 30. Juni, so tritt an die Stelle dieses 
Zeitpunkts der Todestag. 

(2) Wählen Ehegatten die Zusammenveranlagung 
nach §§ 26, 26b des Einkommensteuergesetzes, so 
wird ihnen die Steuerermäßigung auch dann ge- 
währt, wenn nur bei einem der Ehegatten die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 vorliegen. 

(3) Bei Arbeitnehmern, die bei Ablauf der Über- 
gangszeit ihren ausschließlichen Wohnsitz im Saar- 
land haben, ermäßigt sich, vorbehaltlich einer 
anderen Behandlung beim Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleich oder bei der Veranlagung zur Einkommen- 
steuer, die Lohnsteuer 

1. für den Arbeitslohn für Lohnzahlungszeit- 
räume, die im Erhebungszeitraum 1959/60 
enden, und für sonstige, insbesondere ein- 
malige Bezüge, die dem Arbeitnehmer im 
Erhebungszeitraum 1959/60 zufließen, um 
15 vom Hundert, 

2. für den Arbeitslohn für Lohnzahlungszeit- 
räume, die im Erhebungszeitraum 1961 
enden, und für sonstige, insbesondere 
einmalige Bezüge, die dem Arbeitnehmer 
im Erhebungszeitraum 1961 zufließen, um 
10 vom Hundert. 

Bei Ehegatten, die nicht dauernd getrennt leben 
und die beide unbeschränkt steuerpflichtig sind, 
genügt es für die Anwendung des Satzes 1, wenn 
einer der Ehegatten an dem dort bezeichneten Zeit- 
punkt seinen ausschließlichen Wohnsitz im Saar- 
land hat. Die Sätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn im Zeitpunkt des Zufließens des Arbeitslohns 
weder der Arbeitnehmer noch sein Ehegatte den 
ausschließlichen Wohnsitz im Saarland hat. 
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(6) entfällt 


§ 64 

Steuerfreiheit von Familienzulagen 

Nachzahlungen von Familienzulagen im Sinn des 
§ 5 Ziff. 9 des Einkommensteuergesetzes (Saar) für 
vor dem Eingliederungstag liegende Zeiträume so- 
wie Zahlungen von Familienzulagen zur Abwick- 
lung der Kasse für Familienzulagen des Saarlands 
sind steuerfrei. 

§ 65 

Ermäßigung der veranlagten Einkommensteuer 
und der Lohnsteuer 

(1) Bei unbeschränkt steuerpflichtigen natürlichen 
Personen, die vom Ablauf der Übergangszeit bis zum 
30. Juni 1960 ununterbrochen im Saarland ihren 
ausschließlichen Wohnsitz gehabt haben, ermäßigt 
sich die veranlagte Einkommensteuer für den Ver- 
anlagungszeitraum 1959/60 um 15 vom Hundert. Die 
veranlagte Einkommensteuer ermäßigt sich für den 
Veranlagungszeitraum 1961 um 10 vom Hundert, 
wenn der Steuerpflichtige vom Ablauf der Über- 
gangszeit bis zum 30. Juni 1961 ununterbrochen im 
Saarland seinen ausschließlichen Wohnsitz gehabt 
hat. Stirbt der Steuerpflichtige im Veranlagungszeit- 
raum vor dem 30. Juni, so tritt an die Stelle dieses 
Zeitpunkts der Todestag. 

(2) Wählen Ehegatten die Zusammenveranlagung 
nach §§ 26, 26b des Einkommensteuergesetzes, so 
wird ihnen die Steuerermäßigung auch dann ge- 
währt, wenn nur bei einem der Ehegatten die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 vorliegen. 

(3) Bei Arbeitnehmern, die bei Ablauf der Über- 
gangszeit ihren ausschließlichen Wohnsitz im Saar- 
land haben, ermäßigt sich, vorbehaltlich einer an- 
deren Behandlung beim Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleich oder bei der Veranlagung zur Einkommen- 
steuer, die Lohnsteuer 

1. für den Arbeitslohn für Lohnzahlungszeit- 
räume, die im Erhebungszeitraum 1959/60 
enden, und für sonstige, insbesondere ein- 
malige Bezüge, die dem Arbeitnehmer im 
Erhebungszeitraum 1959/60 zufließen, um 
15 vom Hundert, 

2. für den Arbeitslohn für Lohnzahlungszeit- 
räume, die im Erhebungszeitraum 1961 
enden, und für sonstige, insbesondere 
einmalige Bezüge, die dem Arbeitnehmer 


9 



Drucksache 1168 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf 

(4) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, zur Berechnung der nach den Vorschriften 
der Absätze 1 bis 3 zu ermäßigenden Einkommen- 
steuer und Lohnsteuer aus den Einkommensteuer- 
tabellen und den Lohnsteuertabellen abgeleitete 
Tabellen aufzustellen und bekanntzumachen; bei 
der Aufstellung der Einkommensteuertabellen und 
der Jahreslohnsteuertabellen sich ergebende Pfen- 
nigbeträge bleiben unberücksichtigt. 

§ 65 

Steuerfreiheit von Familienzulagen 

Nachzahlungen von Familienzulagen im Sinn des 
§ 5 Ziff. 9 des Einkommensteuergesetzes (Saar) für 
vor dem Eingliederungstag liegende Zeiträume so- 
wie Zahlungen von Familienzulagen zur Abwick- 
lung der Kasse für Familienzulagen des Saarlands 
sind steuerfrei. 
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im Erhebungszeitraum 1961 zufließen, um 
10 vom Hundert. 

Bei Ehegatten, die nicht dauernd getrennt leben 
und die beide unbeschränkt steuerpflichtig sind, 
genügt es für die Anwendung des Satzes 1, wenn 
einer der Ehegatten an dem dort bezeichneten Zeit- 
punkt seinen ausschließlichen Wohnsitz im Saar- 
land hat. Die Sätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn im Zeitpunkt des Zufließens des Arbeitslohns 
weder der Arbeitnehmer noch sein Ehegatte den 
ausschließlichen Wohnsitz im Saarland hat. 

(4) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, zur Berechnung der nach den Vorschriften 
der Absätze 1 bis 3 zu ermäßigenden Einkommen- 
steuer und Lohnsteuer aus den Einkommensteuer- 
tabellen und den Lohnsteuertabellen abgeleitete 
Tabellen aufzustellen und bekanntzumachen; bei 
der Aufstellung der Einkommensteuertabellen und 
der Jahreslohnsteuertabellen sich ergebende Pfen- 
nigbeträge bleiben unberücksichtigt. 


§ 65a 

Ermäßigung 

der veranlagten Einkommensteuer 
bei Vorliegen einer Bestriebstätte 

Bei Steuerpflichtigen, die, ohne die Voraussetzun- 
gen des § 65 zu erfüllen, eine oder mehrere Be- 
triebstätten eines Gewerbebetriebs bei Ablauf der 
Übergangszeit im Saarland unterhalten, in denen 
während des jeweiligen Veranlagungszeitraums im 
Durchschnitt regelmäßig insgesamt mindestens 
25 Arbeitnehmer beschäftigt worden sind, ermäßigt 
sich die veranlagte Einkommensteuer, soweit sie 
auf Einkünfte aus Gewerbebetrieb aus diesen Be- 
triebstätten entfällt, für den Veranlagungszeitraum 
1959/60 um 15 vom Hundert und für den Veranla- 
gungszeitraum 1961 um 10 vom Hundert. Der 
Steuerpflichtige hat die Einkünfte aus den Betrieb- 
stätten im Saarland gesondert nachzuweisen. Ist der 
Steuerpflichtige Mitunternehmer im Sinne des § 15 
Ziff. 2 des Einkommensteuergesetzes, so genügt es, 
wenn die in Satz 1 bezeichnete Mindestzahl von 
Arbeitnehmern insgesamt in den im Saarland unter- 
haltenen Betriebstätten des Unternehmens, an dem 
der Steuerpflichtige beteiligt ist, beschäftigt worden 
ist. Unterhält ein Steuerpflichtiger Betriebstätten 
mehrerer Gewerbebetriebe im Saarland, so wird die 
Ermäßigung nur insoweit gewährt, als in den Be- 
triebstätten des einzelnen Gewerbebetriebs die im 
Satz 1 bezeichnete Mindestzahl von Arbeitnehmern 
beschäftigt worden ist. 


§ 65b 

Behandlung von Organgesellschaften 
und verbundenen Unternehmen 

(1) Besteht zwischen einer Organgesellschaft und 
dem beherrschenden Unternehmen ein steuerrecht- 
lich anerkannter Ergebnisabführungsvertrag, so ist 
§ 65a mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Organ- 
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§ 74 

Ermäßigung der veranlagten Körperschaftsteuer 

Bei Körpersdiaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die vom Ablauf der Übergangs- 
zeit bis zum 30. Juni 1960 ununterbrodien ihre Ge- 
schäftsleitung und ihren Sitz im Saarland gehabt 
haben, ermäßigt sich die veranlagte Körperschaft- 
steuer für den Veranlagungszeitraum 1959/60 um 
15 vom Hundert. Die veranlagte Körperschaft- 
steuer für den Veranlagungszeitraum 1961 ermäßigt 
sich um 10 vom Hundert, wenn die Steuerpfliditige 
vom Ablauf der Übergangszeit bis zum 30. Juni 
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gesellschaft als Betriebstätte des beherrschenden 
Unternehmens anzusehen ist. 

(2) Bestehen bei einem Unternehmen mit einem 
oder mehreren anderen Unternehmen, ohne daß die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen, Verbin- 
dunaen organisatorischer, finanzieller oder wirt- 
schaftlicher Art, so kann das Finanzamt für die 
Zwecke der Ermäßioung der Einkommensteuer den 
Gewinn aus Gewerbebetrieb dieses Unternehmens 
abweichend von dem bei der Veranlagung zugrunde 
gelegten Gewinn ansetzen. Maßgebend ist der Ge- 
winn, der sich nach den Verhältnissen des Unter- 
nehmens ohne die bezeichneten Verbindungen er- 
geben hätte. 

§ 65c 

Berechnuna der Frmäßfaunq 
der veranlagten Einkommensteuer 

(1) Sind in dem Einkommen neben den Einkünf- 
ten aus dem Saarland noch andere Einkünfte ent- 
halten, so ist die Einkommensteuer für die Berech- 
nung der Ermäßigung bei Steuerpflichtiaen im Sinn 
des 6 65a im Verhältnis der für die Ermäßiming zu 
berücksichtigenden Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
aus dem Saarland zum Gesamtbetrag der Einkünfte 
aufzuteilen. Dabei sind die Summe der Einkünfte 
aus dem Saarland oder die zu berücksichtinenden 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb aus dem Saarland 
und der Gesamtbetrag der Einkünfte auf volle hun- 
dert Deutsche Mark nach unten abzurunden. 

(2) Durch Rechtsverordnung kann bestimmt wer- 
den, daß Einkünfte, bei denen die Einkommensteuer 
durch den Steuerabzug als abgegolten gilt, im Falle 
des Absatzes 1 unberücksichtigt bleiben, Freibe- 
träge, Verlustabzüge, nicht entnommene Gewinne, 
abzuziehende ausländische Einkommensteuer von 
den Einkünften abgezogen werden, mit denen sie 
wirtschaftlich Zusammenhängen oder auf die sie sich 
beziehen, nachzuversteuernde Mehrentnahmen die- 
sen hinzugerechnet werden. Desgleichen kann durch 
Rechts Verordnung bestimmt werden, daß in den Fäl- 
len der §§ 34 und 34b des Einkommensteuergeset- 
zes die außerordentlichen Einkünfte und die darauf 
entfallende Einkommensteuer von der Aufteilung 
nach Absatz 1 ausgenommen oder für die Berech- 
nung der Ermäßigung nach den Grundsätzen des 
Absatzes 1 gesondert berücksichtigt werden. 

§ 74 

Ermäßigung der veranlagten Körperschaftsteuer 

( 1 ) Bei Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die vom Ablauf der Übergangs- 
zeit bis zum 30. Juni 1960 ununterbrochen ihre Ge- 
schäftsleitung und ihren Sitz im Saarland gehabt 
haben, ermäßigt sich die veranlagte Körperschaft- 
steuer für den Veranlagungszeitraum 1959/60 um 
15 vom Hundert. Die veranlagte Körperschaft- 
steuer für den Veranlagungszeitraum 1961 ermäßigt 
sich um 10 vom Hundert, wenn die Steuerpflichtige 
vom Ablauf der Übergangszeit bis zum 30. Juni 
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1961 ununterbrochen ihre Geschäftsleitung und 
ihren Sitz im Saarland gehabt hat. Endet die Steuer- 
pflicht vor dem 1. Juli 1960 oder vor dem 1. Juli 
1961, so gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle des 30. Juni der Zeitpunkt tritt, 
in dem die Steuerpflicht endet. 


§ 78 

Gewerbeverlust 

Die Vorschrift des § 10a des Gewerbesteuerge- 
setzes ist vorbehaltlich des § 50 Abs. 5 des D-Mark- 
bilanzgesetzes für das Saarland mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß nur Gewerbeverluste aus Erhe- 
bungszeiträumen berücksichtigt werden, die nach 
dem Ablauf der Übergangszeit beginnen. 


§81 

Das Umwandlungs-Steuergesetz vom 11. Oktober 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1713) gilt für Kapital- 
gesellschaften und bergrechtliche Gewerkschaften, 
die bei Ablauf der Übergangszeit ihren Sitz im 
Saarland haben, wenn die Umwandlung in der Zeit 
vom Eingliederungstag bis zum 31. Dezember 1961 
beschlossen wird. Dabei ist § 4 Abs. 2 des Um- 
wandlungs-Steuergesetzes für Gesellschafter der 
übernehmenden Personengesellschaft, die bei Ab- 
lauf der Übergangszeit einen Wohnsitz oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Saarland haben, mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß an Stelle des 21. Juni 
1948 der Eingliederungstag tritt. 
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1961 ununterbrochen ihre Geschäftsleitung und 
ihren Sitz im Saarland gehabt hat. Endet die Steuer- 
pflicht vor dem 1. Juli 1960 oder vor dem 1. Juli 
1961, so gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe, 
daß an die Stelle des 30. Juni der Zeitpunkt tritt, 
in dem die Steuerpflicht endet. 

(2) Bei Steuerpflichtigen, die, ohne die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 zu erfüllen, eine oder 
mehrere Betriebstätten eines Gewerbebetriebes bei 
Ablauf der Übergangszeit im Saarland unterhalten, 
in denen während des jeweiligen Veranlagungs- 
zeitraums im Durchschnitt regelmäßig insgesamt 
mindestens 25 Arbeitnehmer beschäftigt worden 
sind, gelten die Vorschriften der §§ 65a bis 65c 
dieses Gesetzes entsprechend. 

§ 78 

Gewerbeverlust 

(1) Die Vorschrift des § 10a des Gewerbesteuer- 
gesetzes ist vorbehaltlich des §50 Abs. 5 des D-Mark- 
bilanzgesetzes für das Saarland mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß nur Gewerbeverluste aus Erhe- 
bungszeiträumen berücksichtigt werden, die nach 
dem Ablauf der Übergangszeit beginnen. 

(2) Unter der in § 55 Abs. 2 Satz 3 bezeichneten 
Voraussetzung können Steuerpflichtige, auf die die 
Vorschriften des D-Markbilanzgesetzes für das 
Saarland keine Anwendung finden, die noch nicht 
berücksichtigten Fehlbeträge aus Erhebungszeiträu- 
men, die vor dem Eingliederungstag geendet haben, 
innerhalb des durch § 10a des Gewerbesteuergeset- 
zes gegebenen zeitlichen Rahmens insoweit berück- 
sichtigen, als sie durch die Inanspruchnahme des 
Teils I des Gesetzes über steuerliche Maßnahmen 
im Saarland (StMG) vom 12. Juni 1957 (Amtsblatt 
für das Saarland S. 905) entstanden sind. Für die 
Umrechnung der Fehlbeträge in Deutsche Mark gilt 
§ 1 Abs. 3 entsprechend. 

§ 81 

Umwandlung 

(1) Das Umwandlungs-Steuergesetz vom 11. Ok- 
tober 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1713) gilt für Um- 
wandlungen von Kapitalgesellschaften und berg- 
rechtlichen Gewerkschaften, die bei Ablauf der 
Übergangszeit ihren Sitz im Saarland haben, wenn 
die Umwandlung in der Zeit vom Eingliederungstag 
bis zum 31. Dezember 1961 beschlossen wird. Dabei 
ist § 4 Abs. 2 des Umwandlungs-Steuergesetzes für 
Gesellschafter der übernehmenden Personengesell- 
schaft (Alleingesellschafter, Hauptgesellschafter), 
die bei Ablauf der Übergangszeit ihren Sitz, einen 
Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Saarland haben, mit der Maßgabe anzuwenden, daß 
an Stelle des 21. Juni 1948 der Eingliederungstag 
tritt. 

(2) Wird einer Umwandlung im Sinn des Absat- 
zes 1 die auf den Eingliederungstag aufzustellende 
Eröffnungsbilanz der umgewandelten Kapitalgesell- 
schaft zugrunde gelegt, so ist der durch die Um- 
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Wandlung entstehende Gewinn mit Ausnahme des 
in § 5 Abs. 2 und 3 des Umwandlungs-Steuergeset- 
zes bezeichneten Gewinns nur insoweit steuerpflich- 
tig, als der zum amtlichen Umrechnungskurs am 
Eingliederungstag in Deutsche Mark umgerechnete 
Wert, mit dem die Wirtschaftsgüter der umgewan- 
delten Kapitalgesellschaft (bergrechtlichen Gewerk- 
schaft) in der steuerlichen Franken-Sdilußbilanz 
ausgewiesen sind, höher ist als der Wert, mit dem 
die Anteile an der umgewandelten Kapitalgesell- 
schaft in einer nach den Vorschriften des D-Mark- 
bilanzgesetzes für das Saarland aufgestellten steuer- 
lichen Eröffnungsbilanz angesetzt wurden oder, 
wenn die Anteile am Eingliederungstag nicht zu 
einem Betriebsvermögen gehörten, höchstens hätten 
angesetzt werden können. Satz 1 ist auf Gesellschaf- 
ter (Gewerken) der umgewandelten Kapitalgesell- 
schaft (bergirechtlichen Gewerkschaft), die bei Ablauf 
der Übergangszeit ihren Sitz, einen Wohnsitz oder 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes außerhalb des Saarlandes haben, 
sinngemäß anzuwenden. 


ABSCHNITT 7a 
Beförderungsteuer 

§ 84a 

Änderung des Beförderungsteuergesetzes 
1955 

Ab 1. Januar 1960 erhält in § 11 Abs. 2 des Be- 
förderungsteuergesetzes in der Fassung vom 
13. Juni 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 366) und des 
Gesetzes zur Änderung des Befördeningsteuergeset- 
zes vom 30. Juni 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 421) die 
Nummer 3 die folgende Fassung: 

„3. bei Beförderungen 

a) unmittelbar zwischen Berlin (West) und dem 
Bundesgebiet, 

b) unmittelbar zwischen dem Zonenrandgebiet 
oder den Frachthilfegebieten und dem übri- 
gen Geltungsbereich des Grundgesetzes, 

c) innerhalb des Zonenrandgebietes oder der 
Frachthilfegebiete 

auf 50 vom Hundert der Steuer 
nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b. 

Voraussetzung ist, daß die Beförderungen mit 
Kraftfahrzeugen ausgeführt werden, die in den 
bezeichneten Gebieten ihren Standort haben. 
Der Bundesminister der Finanzen bestimmt im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Ver- 
kehr durch Rechtsverordnung, von welchen wei- 
teren Voraussetzungen die Steuerermäßigung 
abhängt, insbesondere welche örtlichen Bezie- 
hungen zwischen dem Unternehmer und den be- 
zeichneten Gebieten bestehen müssen, inwieweit 
eine direkte Beförderung von oder zu bestimm- 
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§ 87 

Fortschreibungen und Nachfeststellungen 

(1) Die Einheitswerte für Grundbesitz und Ge- 
werbeberechtigungen können auf den Beginn des 
Eiingliederungstages nach Maßgabe des § 225a Abs. 1 
der Reichsabgabenordnung fortgeschrieben werden. 
Für die Prüfung, ob die Wertgrenzen für eine Wert- 
fortschreibung überschritten werden, ist von den' 
Werten auszugehen, die sich bei einer Umrechnung 
nach § 86 ergeben würden. 

(2) Der Fortschreibungsbescheid wird auf Antrag, 
erforderlichenfalls auch von Amts wegen erlassen. 
Der Antrag kann bis zum 31. Dezember 1960 oder 
bis zum Ablauf eines Monats, seitdem der bisherige 
Feststellungsbescheid unanfechtbar geworden ist, ge- 
stellt werden. 

(3) Für wirtschaftliche Einheiten des Grundbesitzes 
und für Gewerbeberechtigungen, für die ein Einheits- 
wert festzustellen ist, wird nach dem Stand vom Be- 
ginn des Eingliederungstages der Einheitswert nach' 
träglich festgestellt, wenn in der Zeit vom 1. Januar 
1959 bis zum Ablauf des Tages, der dem Eingiiede- 
rungstag vorangeht, die Voraussetzungen für eine 
Nachfeststellung nach § 23 des Bewertungsgesetzes 
eintreten. 

§ 94 

V orauszahlungen 

(1) Auf die Jahressteuerschuld, die sich auf Grund 
der Hauptveranlagung 1960 ergibt, haben die 
Steuerpflichtigen im Saarland erstmals am 10. Fe- 
bruar 1960 Vorauszahlungen zu leisten. Das zustän- 
dige saarländische Finanzamt hat die Vorauszahlun- 
gen der voraussichtlichen Höhe der künftigen Jah- 
ressteuerschuld anzupassen. Ist dem Steuerpflichti- 
gen bis zu einem der im § 16 des Vermögensteuer- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 137) bezeichne- 
ten Fälligkeitstage die Höhe der Vorauszahlungen 
noch nicht bekanntgegeben, so hat er an dem Fällig- 
keitstag eine Vorauszahlung in Höhe der zuletzt 
festgesetzten Jahressteuerschuld zu entrichten. 


§ 97 

S teuermeßzahl 

Im Saarland beträgt die Steuermeßzahl einheitlich 
10 vom Tausend. Die Vorschriften der §§ 28 bis 33 
der Grundsteuer-Durchführungsverordnung in der 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

ten Standorten zwischen diesen Gebieten und 
dem übrigen Bundesgebiet erforderlich ist und 
inwieweit und in welcher Form ein besonderer 
Buchnacbweis für die Beförderungen zu fordern 
ist. Der Bundesminister der Finanzen bestimmt 
ferner durch Reditsverordnung, welche Gebiete 
als Zonenrandgebiet und als Frachthilfegebiete 
anzusehen sind." 

§ 87 

Fortschreibung und Nachfeststellungen 

(1) Die Einheitswerte für Grundbesitz und Ge- 
werbeberechtigungen werden auf den Beginn des 
Eingliederungstages nach Maßgabe des § 225a Abs. 1 
der Reichsabgabenordnung fortgeschrieben. Für die 
Prüfung, ob die Wertgrenzen für eine Wertfortschrei- 
bung überschritten werden, ist von den Werten aus- 
zugehen, die sich bei einer Umrechnung nach § 86 
ergeben würden. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 94 

Vorauszahlungen 

(1) Auf die Jahressteuerschuld, die sich auf Grund 
der Hauptveranlagung 1960 ergibt, haben die 
Steuerpflichtigen im Saarland erstmals am 10. Fe- 
bruar 1960 Vorauszahlungen zu leisten. Das zustän- 
dige saarländische Finanzamt hat die Vorauszahlun- 
gen der voraussichtlichen Höhe der künftigen Jah- 
ressteuerschuld anzupassen. Ist dem Steuerpflichti- 
gen bis zu einem der im § 16 des Vermögensteuer- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10. Juni 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 137) bezeichne- 
ten Fälligkeitstage die Höhe der Vorauszahlungen 
noch nicht bekanntgegeben, so hat er an dem Fällig- 
keitstag eine Vorauszahlung in Höhe der zuletzt 
festgesetzten Jahressteuerschuld in Franken, umge- 
rechnet in Deutsche Mark nach § 1 Abs. 3, zu ent- 
richten. 

§ 97 

entfällt 
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Fassung der Bekanntmachung vom 29. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 79) finden im Saarland keine 
Anwendung. 

§ 99 

Arbeiterwohnstätten 

(1) Grundsteuerbeihilfen, die im Saarland ge- 
währt worden sind, werden vom Rechnungsjahr 
1960 an für den Rest des Beihilfezeitraums vom 
Bund übernommen. 

(2) Die Vorschrift des § 29 Abs. 4 des Grund- 
steuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 10. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 519) fin- 
det im Saarland keine Anwendung. 

§ 101 

Entstehung der Steuerschuld 

Für den Zeitpunkt der Entstehung der Steuer- 
schuld ist § 14 des Erbschaftsteuergesetzes in der 
Fassung vom . März 1959 (Bundesgesetzbl. I S. ) 
auch dann maßgebend, wenn der Erblasser im Saar- 
land vor dem Eingliederungstag verstorben ist, es 
sei denn, daß die Steuerschuld nach dem saarlän- 
dischen Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz vom 
6. Juli 1950 (Amtsblatt des Saarlandes S. 991) oder 
nach dem saarländischen Erbschaft- und Schenkung- 
steuergesetz vom 12. Juni 1957 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 905) vor dem Eingliederungstag entstan- 
den ist. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


§ 99 

Arbeiterwohnstätten 

(1) Grundsteuerbeihilfen, die im Saarland ge- 
währt worden sind, werden vom Rechnungsjahr 
1960 an für den Rest des Beihilfezeitraums vom 
Bund übernommen. 

(2) entfällt 


§ 101 

Entstehung der Steuerschuld 

Für den Zeitpunkt der Entstehung der Steuer- 
schuld ist § 14 des Erbschaftsteuergesetzes in der 
Fassung vom 1. April 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 187) 
auch dann maßgebend, wenn der Erblasser im Saar- 
land vor dem Eingliederungstag verstorben ist, es 
sei denn, daß die Steuerschuld nach dem saarlän- 
dischen Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz vom 
6. Juli 1950 (Amtsblatt des Saarlandes S. 991) oder 
nach dem saarländischen Erbschaft- und Schenkung- 
steuergesetz vom 12. Juni 1957 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 905) vor dem Eingliederungstag entstan- 
den ist. 
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